2-09 T 30/08

(vormals: 2-13 T 145/07 Landgericht Frankfurt am Main)
4b VI 406/04 Amtsgericht Bad Homburg v.d.H.
LANDGERICHT FRANKFURT AM MAIN

B e s c h l u s s

In der Nachlassangelegenheit

….,

geboren am …1921 in Bad Homburg,
verstorben am … 2004 in Bad Homburg, 
zuletzt wohnhaft in 61348 Bad Homburg v.d.H., …

an der beteiligt sind:

1. …
- Antragstellerin und Beschwerdeführerin -

2. …
- Antragsgegner und Beschwerdegegner -

3. …

- weitere Beteiligte -

hat
die 9. Zivilkammer des Landgerichts


Frankfurt am Main

auf die Beschwerde der Antragstellerin vom 25.09.2007 gegen den Beschluss des Amtsgerichts Bad Homburg v.d.H. vom 28.08.2007 am 24.04.2008 beschlossen:

Die Beschwerde wird zurückgewiesen.

Die Antragstellerin hat dem Beteiligten zu 2) die im Beschwerdeverfahren entstandenen außergerichtlichen Kosten zu erstatten.

Der Beschwerdewert wird auf  500.000,-- €
festgesetzt.

G r ü n d e :

I.

Die am  … 2004 verstorbene Erblasserin war verwitwet und verstarb kinderlos. Einziger Verwandter war ihr vorverstorbener Neffe, der Ehemann der Antragstellerin.

Die Erblasserin errichtete am … 1969 gemeinsam mit ihrem vorverstorbenen Ehemann ein gemeinschaftliches Testament, in welchem diese sich gegenseitig zu Alleinerben einsetz​ten. Weiter bestimmten die Eheleute, dass der Überlebende über sein und das ererbte Ver​mö​gen frei verfügen können solle. Im Falle eines gleichzeitigen Versterbens sollte der Nef​fe der Erblasserin alleiniger Erbe sein. Auf Bl. 32, 33 der beigezogenen Akten des Amts​​gerichts Bad Homburg v.d.H., Az. 4 IV 33//70 bzw. 4 IV V 9/84, wird Bezug genommen.

Nach dem Tode ihres Ehemannes errichtete die Erblasserin am …. 1988 ein Testament, in welchen sie ihren Neffen und dessen Ehefrau, die Antragstellerin, als Erben einsetzte. Wegen des weiteren Inhaltes des Testaments vom ….1988 wird auf Bl. 35 der beigezoge​nen Akten des Amtsgerichts Bad Homburg v.d.H., Aktenzeichen 4 IV 330/70 bzw. 4 IV V 9/84, Bezug genommen.

Am 23.05.2002 errichtete die Erblasserin ein notarielles Testament, in welchem sie vor​sorg​lich alle etwa vorhandenen früheren Verfügungen von Todes wegen widerrief und die Beteiligten zu 2) und 3) als Erben einsetzte. Das Testament enthält folgende Formulierungen:

„Zu meinen Erben setze ich die Eheleute … zu gleichen Teilen ein. Sollte einer der beiden Erben vorversterben, erhält der Überlebende den gesamten Nachlass. 
Dies ist mein Dank für die Pflege und die persönliche Zuwendung sowie Sorge für mein Wohlergehen in den letzten Jahren.

Ich möchte neben meinem Ehemann ….  beigesetzt werden (Urnengrab). Meinen Erben mache ich zur Auflage, für ein würdiges Begräbnis zu sorgen und mein Grab, solange es besteht, zu pflegen und zu schmücken.
Frau …. erhält ein 
Vermächtnis von 1.000,-- (eintausend) Euro.

Die … (Nachname ist mir nicht erinnerlich) sowie die 
… erhalten jeder ein Vermächtnis in Höhe von 500,-- (fünfhundert) 
Euro. Ebenfalls erhält der …. (Nachname nicht erinnerlich) …, ein Vermächtnis von 500,-(fünfhundert) 
Euro.

Weitere Regelungen will ich nicht treffen."

Wegen des weiteren Inhaltes des notariellen Testamentes vom …. 2002 wird auf Bl. 17 - 21 d.A. sowie Bl. 37 - 42 der beigezogenen Akten des Amtsgerichts Bad Homburg v.d.H., Aktenzeichen 4 IV 33 0/70, 4 IV V 9/84, Bezug genommen.

Die Erblasserin befand sich vom 28.06.2000 bis 06.09.2000 in den Städtischen Kliniken …, wobei am 29.06.2000 eine Herzkatheteruntersuchung stattfand, welche eine deutliche hypertensive Herzerkrankung ergab. Am 30.06.2000 erfolgte eine Operation zwecks Entfernung eines Riesenepidermoids/ Tumorresektion im Gehirn. Am 02.07.2000 erfolgte die Ausräumung einer epi- und subduralen Nachblutung und am 04.07.2000 eine erneute Nachblutungsrevision mit Entlastungscraniotomie. Am 22.08.2000 wurde eine Knochendeckelreimplantation und die Implantation eines VP-Shuntes durchgeführt.

Am 06.09.2000 erfolgte die Verlegung der Erblasserin zur weiteren Rehabilitation in die Neurologische Klinik …. Bei Verlegung war die Erblasserin wach und ansprechbar, es war ein spontanes Augenöffnen und eine teiladäquate Fixierung gegeben, jedoch noch eine Stö​rung des Kurzzeitgedächtnisses bei guter Erholung des Langzeitgedächtnisses vorhanden.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Bericht der Städtischen Kliniken … vom … an Frau Dr. … Bezug genommen.

Mit Beschluss vom 16.10.2000 hatte das Amtsgericht Bad Homburg v.d.H. ein Betreuungs​verfahren für die Erblasserin angeordnet an und für die Aufgabenkreise „Sorge und Gesund​heit der Erblasserin, die Aufenthaltsbestimmung, die Vermögenssorge, die Vertre​tung gegenüber Heim- und Klinikleitung, Behörden, Versicherungen und sonstigen Institutionen, die Entscheidung über den Fernmeldeverkehr und die Entgegennahme, das Öffnen und Anhalten der Post" den Beteiligten zu 2) zum Betreuer bestellt. Zur Begrün​dung hat das Amtsgericht ausgeführt, die Erblasserin habe eine Krankheit bzw. Behinde​rung im Sinne von § 1896 Abs. 1 Satz 1 BGB und könne die vorgenannten Aufgaben für sich selbst nicht mehr wahrnehmen. Die Diagnose laute: Hirnorganisches Psychosyndrom.

Im Rahmen des Betreuungsverfahrens hatte Herr Dr. … unter dem 20.09.2000 ein neuro​logischpsychiatrisches Gutachten über die Erblasserin erstellt. In diesem Gutachten kam Herr Dr. med. … zu dem Ergebnis, dass bei der Erblasserin eine geistig-seelische Behinde​rung im Sinne eines deutlichen, schweren organischen Psychosyndroms vorliege, körper​liche Behinderungen in Form einer links betonten Tetraparese gegeben seien, keine Nahrungs​aufnahmemöglichkeit aufgrund der Schluckstörungen bestehe und dass aufgrund der schweren geistigen und körperlichen Defizite die Erblasserin bei alltäglichen Verrichtungen Hilfe benötige und auf umfassende pflegerische Versorgung angewiesen sei. Die Erblasserin könne aufgrund der kognitiven und körperlichen Beeinträchtigungen ihre Angelegenheiten in den Bereichen Altersversorgung, Gesundheitsvorsorge einschließlich der Entscheidung über ärztliche Maßnahmen, die Vertretung gegenüber Behörden und Versicherungen, Vermögenssorge, die Vertretung gegenüber Heim- und Klinikleitung, postalische und Wohnungsangelegenheiten nicht selber wahrnehmen. Die Betroffene sei wach und ansprechbar. Die Verständigung mit der Erblasserin sei jedoch nur sehr eingeschränkt möglich aufgrund des schweren organischen Psychosyndroms. Dadurch sei keine Verständigung über den Sinn der Betreuung möglich. 
Wegen des weiteren Inhaltes des Gutachtens vom 20.09.2000 wird auf Bl. 20 - 31 d.A. Bezug genommen.

Die Antragstellerin behauptet, die Erblasserin sei zum Zeitpunkt der Testamentserrichtung am 23.05.2002 testierunfähig gewesen.

Sie hat die Erteilung eines Erbscheins, welcher sie auf der Grundlage des Testamtens vom …. 1988 als Alleinerbin ausweist, beantragt.

Dem ist der Antragsgegner entgegengetreten. Er hat die Erteilung eines Erbscheins auf der Grundlage des Testaments vom 23.05.2002, welcher ihn und seine Ehefrau als Erben zu je 1/2 – Anteil ausweist, beantragt.

Das Amtsgericht hat durch Beschluss vom 21.04.2005 (Bl. 90, 91 d.A.) ein fachärztliches Gutachten zur Testierfähigkeit der Erblasserin eingeholt und auf der Grundlage des Beweis​beschlusses vom 26.01.2007 (Bl. 218 d.A.) Beweis erhoben durch Vernehmung der Zeugen … 
sowie durch Einholung eines ergänzenden fachärztlichen Gutachtens des Sachverständigen Dr.….

Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das Gutachten vom 31.10.2006 (Bl. 171 d.A.), das Sitzungsprotokoll vom 26.03.2007 (Bl. 248 d.A.) und das ergänzende Gut​achten des Sachverständigen Dr. H. C. Meyer vom 28.05.2007 (Bl. 259 ff d.A.) Bezug genommen.

Mit dem angefochtenen Beschluss vorn 28.08.2007 hat das Amtsgericht den Erbscheins​antrag der Antragstellerin vom 21.10.2004 zurückgewiesen und angekündigt, dass dem Antragsgegner auf der Grundlage des Antrages vom 01.04.2005 ein Erbschein erteilt werden wird, welcher den Antragsgegner und seine Ehefrau als Erben zu je ½ - Anteil ausweist, sofern keiner der Beteiligten binnen drei Wochen seit Zustellung dieses Beschlusses Beschwerde hiergegen einlegt.


Zur Begründung hat das Amtsgericht ausgeführt, die Durchführung der Beweisaufnahme habe nicht zu dem Ergebnis geführt, dass die Erblasserin zum Zeitpunkt der Testaments​errichtung am 23.05.2002 zur vollen Gewissheit des Gerichts testierunfähig war.

Gegen die Zurückweisung ihres Erbscheinsantrages wendet sich die Antragstellerin mit der Beschwerde vom 25.09.2007. Sie ist der Ansicht, die Entscheidung des Amtsgerichts sei schon deshalb fehlerhaft, weil das Amtsgericht seiner sich aus dem Amtsermittlungs​grundsatz ergebenden Verpflichtung, noch vorhandene Aufklärungsmöglichkeiten. im gebotenen Umfange auch tatsächlich auszuschöpfen, nicht in ausreichendem Maße nach​gekommen sei. So sei das Amtsgericht der Anregung der Antragstellerin, Herrn Prof. Dr. …, den für die Erblasserin zuständigen Chefarzt der Städtischen Kliniken …, der die Erb​lasserin dreimal wegen eines Tumors im Kopf operiert hatte, als Zeugen zu vernehmen, nicht nachgekommen, obwohl Herr Prof. Dr. … vielleicht nicht nur Aussagen zur Geschäfts- und Testierfähigkeit der Erblasserin im Jahre 2000, sondern vielleicht auch zum späteren Zeitpunkt der Testamentserrichtung mache könnte. Noch unverständlicher sei es, dass das Gericht nicht zumindest die dortigen Patientenunterlagen wie Röntgenbilder usw. angefordert habe und habe begutachten lassen, obwohl dies mehrfach angeregt worden sei. Es sei nicht auszuschließen, dass durch diese Unterlagen der Nachweis geführt werden könne, dass bei der Erblasserin die kognitiven Systeme des Wahrnehmens, Denkens, Ab​wä​gens und Urteilens nicht mehr ausreichten, um eine derartig komplexe und schwierige Entscheidung zu treffen, wie sie die Erblasserin getroffen habe, nämlich ein viele Jahre gül​tiges Testament zu widerrufen und ein neues mit völlig anderem Inhalt aufsetzen zu lassen.

Es sei nicht auszuschließen, dass die Erblasserin aufgrund ihres im Jahre 2000 operierten Hirnschadens bereits so geschädigt gewesen sei, dass sie nicht nur zeitweise, sondern ab damals als permanent und irreversibel geschäfts- und testierunfähig anzusehen sei.

Die Kammer hat die Nachlassakte des Amtsgerichts Bad Homburg v.d.H., Az. 4 IV 330/70 bzw. 4 IV V 9/84, die Betreuungsakte des Amtsgerichts Bad Homburg v.d.H., Az. … 
und die Patientenakte der Erblasserin der Städtischen Kliniken … zu Informationszwecken beigezogen.

II.

Die Beschwerde der Antragstellerin ist gemäß §§ 19, 20 FGG zulässig, insbesondere statthaft und innerhalb der in dem angefochtenen Beschluss gesetzten Frist eingelegt. Sie hat in der Sache jedoch keinen Erfolg.

Das Amtsgericht hat in dem angefochtenen Beschluss vom 28.08.2007 zutreffend ausgeführt, dass aufgrund der Durchführung der Beweisaufnahme nicht davon auszugehen ist, dass die Erblasserin zum Zeitpunkt der Testamentserrichtung am 23.05.2002 testierunfähig war. 
Es steht nicht zur Überzeigung der Kammer fest, dass die Erblasserin am 23.05.2002 testierunfähig war..
Die Testierfähigkeit setzt voraus, dass der Testierende die Vorstellung hat, dass er ein Testa​ment errichtet, und welchen Inhalt die darin enthaltenen Verfügungen aufweisen. Er muß in der Lage sein, sich ein klares Urteil bilden zu können, welche Tragweite seine Anordnungen haben, insbesondere welche Wirkungen sie auf die persönlichen und wirt​schaftlichen Verhältnisse der Betroffenen ausüben. Dies betrifft auch die Gründe, welche für und gegen die Berechtigung der Anordnung sprechen. Nach seinem so gebildeten Urteil muß er frei von Einflüssen Dritter handeln können (BayObLG, FamRZ 99, 890).

Nach § 2229 Abs. 4 BGB kann ein Testament nicht errichten, wer wegen krankhafter Störung der Geistestätigkeit, wegen Geistesschwäche oder wegen Bewusstseinsstörung nicht in der Lage ist, die Bedeutung einer von ihm abgegebenen Willenserklärung einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln. Ein Erblasser ist aber solange als testierfähig anzusehen, bis die Testierunfähigkeit zur vollen Gewissheit des Gerichts feststeht (BayObLG, FamRZ 91, 990, m.w.N.). Dies entspricht dem Grundsatz, dass die Störung der Geistestätigkeit die Ausnahme bildet (OLG Hamm, FamRZ 86, 728).
 Die Feststellungs- und Beweislast für die Testierunfähigkeit obliegt demjenigen, welcher sich auf die Testierunfähigkeit beruft, somit vorliegend der Antragstellerin. Diesen Beweis hat die Antragstellerin nicht zu erbringen vermocht.

Bei der Beurteilung der Testierfähigkeit ist für den Zeitpunkt der Testamentserrichtung das Vorhandensein einer öffentlichen Urkunde von besonderer Bedeutung. Denn der beurkundende Notar ist verpflichtet, sich von der Testierfähigkeit des Erblassers zu überzeugen (§ 11 BeurkG). Gemäß § 28 BeurkG hat der beurkundende Notar seine diesbezüglichen Wahrnehmungen in die Urkunde mit aufzunehmen. Zur Erschütterung dieses Anscheinsbeweises sind daher konkrete Umstände erforderlich, aufgrund derer von einer Testierunfähigkeit auszugehen wäre. Dies ist vorliegend nicht der Fall, wie das Amtsgericht in seinem Beschluss vom 28.08.2007 zutreffend ausgeführt hat.

Bereits die Aussage des beurkundenden Notars in der Beweisaufnahme vom 26.03.2007 führt nach Überzeugung der Kammer zu der Annahme, dass die Erblasserin am 23.05.2002 testierfähig war. Der Zeuge … hat detailliert, umfassend und überzeugend seinen Eindruck von dem Zustand der Erblasserin während der drei Termine, an denen er diese aufgesucht hatte, geschildert. Er hat sehr differenziert den jeweiligen Geisteszustand der Erblasserin beschrieben, Die Aussage lässt erkennen, dass der Notar sich bei Errichtung des Testamentes sehr wohl des Problems der Testierfähigkeit bewusst war und aus diesem Grunde besonders darauf geachtet hat. Dies erscheint insbesondere deswegen überzeugend, da er ausgesagt hat, er habe den 2. Termin bei der Erblasserin von sich aus abgebrochen, da ihm die Erblasserin nicht mehr ganz so klar vorgekommen sei. Sie habe einen etwas fahrigen Eindruck gemacht, ihre Angaben seien teilweise widersprüchlich gewesen, was das Wie und das Was betraf. Er habe sie daraufhin nach der besten Tageszeit für sie gefragt und die Erblasserin habe darauf gesagt, dass es am besten sei, entweder nachmittags oder am frühen Vormittag wiederzukommen. Er hat ferner bekundet, er sei zu einem 3. Termin bei der Erblasserin erschienen, bei diesem Termin habe er einen sehr guten Eindruck von der Erblasserin gehabt. Daraus folgt nach Ansicht der Kammer, dass die von dem Notar vorgenommene Einschätzung der Testierfähigkeit durchaus fundiert war.

Auch die weiteren Zeugenaussagen ergeben keine Anhaltspunkte, wonach von einer anhaltenden Testierunfähigkeit im Zeitraum vor und nach Testamentserrichtung auszugehen wäre.

Insbesondere ergibt sich aufgrund der Feststellungen des Gutachters … in dessen Ergänzungsgutachten vom 28.05.2007 unter Berücksichtigung der Aussagen der Zeugen in Ergänzung zu den bisher vorliegenden Informationen, die sich im wesentlichen auf Untersuchungen der Erblasserin anlässlich verschiedener Krankenbausaufenthalte stützen, bei denen sich die Erblasserin jedoch möglicherweise jeweils in einem besonders schlechten Zustand befunden habe, ein differenzierteres Bild des Zustandes der Erblasserin während ihres Aufenthaltes im Hause … bzw. zum Zeitraum der Testamentserrichtung. Der Gutachter führt überzeugend und nachvollziehbar aus, dass bei der Erblasserin zweifelsohne nach Entfernung eines ausgedehnten Hirntumors mit zahlreichen zerebralen Komplikationen ein schweres organisches Psychosyndrom bestand. Zwar werde nicht ganz klar, warum die Erblasserin mit einigen Personen, wie z.B. der Zeugin …, der Antrag​stellerin oder den sie besuchenden Hausarzt, dem Zeugen Dr. …, nicht bzw. kaum gespro​chen habe, möglicherweise habe hierbei der Eigensinn, der der Erblasserin vom Pflege​personal nachgesagt wurde, neben einer organischen Verlangsamung und Antriebs​minde​rung oder einer Zuspitzung von Persönlichkeitseigenarten im Rahmen des Psycho​syndroms eine Rolle gespielt. Der Sachverständige hat weiter ausgeführt, da von der überwiegenden Zahl von Zeugen glaubhaft über z.T. regelmäßige verbale Kommunikation mit der Erblasserin berichtet werde, spreche dies für das Vorhandensein von ausreichenden, wenn auch möglicherweise begrenzten, Gedächtnisleistungen. Darüber hinaus sei hinsichtlich der Frage, ob die Erblasserin testierfähig gewesen sei, zu berücksichtigen, dass die Zeugin … angegeben habe, die Erblasserin habe im Jahre 2002 von sich aus über Testamentsfragen, insbesondere über die Notwendigkeit einer Änderung früherer Erklärungen, gesprochen und später geäußert, es sei inzwischen alles geregelt. Dies sei als Hinweis zu werten, dass die Erblasserin sich gedanklich mit dem Thema ihres letzten Willens in vorausschauender und ausreichend kritischer Weise auseinandergesetzt habe. Der Gutachter kommt überzeugend zu dem Ergebnis, dass die Erblasserin ungeachtet der zeitweiligen und im Tagesverlauf schwankenden Einschränkung der geistigen Leistungs
fähigkeit als Dauerfolge einer Hirntumor-Operation mit komplikationsreichem Verlauf zum Zeitpunkt der Errichtung ihres Testamentes am 23.05.2002 wahrscheinlich „wusste, was sie hatte, was sie wollte". Es hätten sich eindeutige Hinweise darauf ergeben, dass die Erblasserin in der Lage gewesen war, ihre „Entscheidungen von vernünftigen Erwägungen abhängig zu machen". Es habe kein Ausschluss der freien Willensbestimmung vorgelegen

Die Feststellungen des Sachverständigen sind überzeugend und nachvollziehbar, insbeson​dere hat der Sachverständige die Zeugenaussagen umfassend in seine Würdigung mit einbezogen. Letztlich spricht nach Ansicht der Kammer für das Vorliegen der Testier​fähigkeit am 23.05.2002 auch, dass die Erblasserin in ihrem Testament Begrün​dungen gegeben und dezidierte Anordnungen getroffen hat. Zum einen hat die Erblasserin ihre Beweggründe für die Erbeinsetzung der Eheleute … dargelegt. Zum anderen hat sie sowohl hinsichtlich ihres Begräbnisses – Beisetzung neben ihrem Ehemann in einem Urnengrab, ordnungsgemäße Pflege des Grabes – als auch hinsichtlich der Anordnung von Vermächt​nissen dezidierte Vorstellungen gehabt. Gerade diese dezidierten Anordnungen führen zu der Annahme der Testierfähigkeit, da die Erblasserin sich in umfangreicher Weise sowohl über ihr Begräbnis als auch neben der Zuwendung des Erbes über die Anordnung von Vermächtnissen sowohl hinsichtlich der Personen - Vermächtnisnehmer - als auch der Höhe des Vermächtnisses jeweils differenziert geäußert hat.

Entgegen der Ansicht der Antragstellerin kann nicht davon ausgegangen werden, das Amtsgericht habe im Rahmen des Amtsermittlungsgrundsatzes nicht sämtliche ihm zu Verfügung stehenden Beweismittel hinsichtlich der Frage der Testierfähigkeit der Erblasserin ausgeschöpft.

Der Anregung der Antragstellerin, Herrn Prof. Dr. … als Zeuge zu vernehmen, war nicht nachzugehen, weil schon nicht dargetan ist, inwiefern der als Zeuge benannte Prof. Dr. …, der die Erblasserin zuletzt im Sommer 2000 operiert und behandelt hat, Angaben zur Geschäfts- und Testierfähigkeit der Erblasserin im Mai 2002 machen können sollte. Allein der Umstand, Herr Prof. Dr. … könne „vielleicht" auch 
zum späteren Zeitpunkt der Testamentserrichtung Angaben machen, rechtfertigt mangels konkreter Anhaltspunkte hierfür nicht die Durchführung weiterer Ermittlungen und Beweisaufnahme.

Darüber hinaus hat die Kammer die Patientenunterlagen der Erblasserin aus den 
Städti​schen Kliniken … beigezogen. Aus diesen Unterlagen 
ergeben sich keine Anhalts​punkte dafür, dass bei der Erblasserin die kognitiven Systeme 
des Wahrnehmens, Denkens, Abwä​gens und Urteilens nicht mehr ausreichten. Zum einen 
enden die Patientenunterlagen mit einem Bericht der Städtischen Kliniken … 
vom 09.10.2000 an Frau Dr.…, mit der Folge, dass zur Frage der 
Testamentsfähigkeit am 23.05.2002 keine Angaben vorhanden sind.

Darüber hinaus ergibt sich aus dem vorerwähnten Arztbericht, dass bei der Verlegung am 06.09.2000 die Erblasserin wach und ansprechbar war und eine gute Erinnerung des Langzeitgedächtnisses aufgewiesen hat. Röntgenaufnahmen etc., die möglicherweise eine Testierunfähigkeit für den Zeitraum 23.05.2002 nachweisen könnten, sind in den Patientenunterlagen nicht vorhanden.

Dass die Erblasserin ausweislich des Schreibens des Herrn Dr. … vom 29.06.2006 (Bl. 131 d.A.) im Frühjahr 2004, d.h. wenige Tage vor ihrem Tod, nicht mehr testierfähig war, spricht entgegen der Ansicht der Antragstellerin nicht im Sinne des ersten Anscheins dafür, dass sie auch zum Zeitpunkt der Testamentserrichtung am 23.05.2002 testierunfähig war.

Entgegen der Ansicht der Antragstellerin war auch nicht der Frage nachzugehen, dass

bzw. ob die Erblasserin im Juni 2002 erneut wegen eines Hirntumors operiert worden ist

bzw. sein soll. Wie sich dem Schreiben der
vom 29.06.2006 (Bl. 131

d.A.) ergibt, dürfte es sich bei dem Datum „Juni 2002" um einen Schreibfehler handeln.

Insofern ist unstreitig, dass die Erblasserin lediglich im Juni 2000/Anfang Juli 2000 - wie

sich aus den Patientenunterlagen der Städtischen Kliniken … 
ergibt - drei Mal wegen des Hirntumors operiert worden.
Nach alledem ist aufgrund der Durchführung der Beweisaufnahme, insbesondere Vernehmung des beurkundenden Notars …, sowie der Feststellungen des Sachverständigen Dr. ... dessen Ergänzungsgutachten vom 28.05.2007 und aufgrund der dezidierten Anordnungen im Testament zur Überzeugung der Kammer nicht von einer Testierunfähigkeit der Erblasserin zum Zeitpunkt der Testamentserrichtung auszugehen.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 13 a Abs. 1 Satz 2 FGG.

Die Festsetzung des Beschwerdewertes richtet sich nach §§ 131 Abs. 2, 30, 107 Abs. 2 KostO entsprechend dem sich aus dem Nachlassverzeichnis entsprechenden Nachlasswert.
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